
 

 

 

Städtebaulicher Vertrag Nr.: 61-2026-20 

zum Bebauungsplan Nr. 401 „TGE-InnoZent“ gem. § 11 BauGB 

 

 

 

 

 

Zwischen 

 

der   Stadt Eberswalde      

  Breite Straße 41-44       

  16225 Eberswalde        

(nachfolgend Stadt genannt) 

 

  vertreten durch den Bürgermeister, 

  Herrn Götz Herrmann 

 

 

 

und der InnoZent GmbH 

  Alfred-Nobel-Straße 1 

  16225 Eberswalde 

 

(nachfolgend Investor genannt) 

 

  vertreten durch den Geschäftsführer 

  Herrn Bernd Skudelny 

   

 

 

wird folgender Vertrag geschlossen: 

 

 

 

 

  

Anlage zur BV/0398/2026
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Präambel 

 

Der Investor möchte die ursprünglich für ein Abwasserhebewerk vorgesehene und die später 

als Heizhaus verwendete bauliche Anlage umnutzen. Die derzeit ungenutzte Anlage soll zu 

einem Gewerbegebäude umgebaut werden. 

Der Bebauungsplan Nr. 401 dient dazu, die Fläche in das bereits im Plangebiet bestehende 

Gewerbegebiet mit einzubeziehen durch Änderung der bisher geltenden planungsrechtlichen 

Festsetzung als Fläche für Versorgungsanlangen mit der Zweckbestimmung „Abwasser“. 

 

 

§ 1 

Gegenstand des Vertrages 

 

(1)  Gegenstand des Vertrages sind ergänzende Regelungen zum Bebauungsplan Nr. 401 

„TGE-InnoZent“ zur Sicherung der Umsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen 

und plankonformen Nutzung.  

 

(2)  Das Vertragsgebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) umgrenzten Flurstücke der Ge-

markung Eberswalde, Flur 4, Flur Flurstücke 253, 274, 275, 56/14, 240 (tw.), 137 (tw.), 

244 (tw.), 56/9 (tw.) und hat eine Größe von ca. 3,3 ha. 

 

 

§ 2 

Bestandteile des Vertrages 

 

Bestandteile des Vertrages sind: 

- Vertragsgebiet         Anlage 1 

- Entwurf der Satzungsfassung des Bebauungsplans Nr. 401 „TGE-InnoZent“ 

(Stand:10.08.2026)        Anlage 2 

 

 

§ 3 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

 

Um negative Auswirkungen auf die Umwelt und das Auslösen von Verbotstatbeständen zu 

vermeiden verpflichtet sich der Investor innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Be-

bauungsplans zur Umsetzung folgender Maßnahmen:  

 

(1)  Ökologische Baubegleitung (V CEF 1) 

Für die gesamte Bauvorbereitung und Baudurchführung ist eine Ökologische Baubegleitung 

(ÖBB) zu binden, die auf eine artenschutzfachlich und umweltfachlich korrekte Umsetzung 

des Vorhabens achtet und gegenüber den Baufirmen weisungsbefugt ist. Die fachliche Be 
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gleitung, Koordinierung und Kontrolle umfasst insbesondere: Aufklärung aller am Bau Betei-

ligten über Sinn und Zweck der Artenschutz- und Umweltschutzauflagen; Kennzeichnung 

von Flächen, die baubedingt nicht in Anspruch genommen werden dürfen; fachliche Beglei-

tung, Koordinierung und regelmäßige Kontrolle der Durchführung und Funktion aller vorgese-

henen Vermeidungs-, Minderungs- und Schutzmaßnahmen; Ermittlung unvorhergesehener 

Konflikte / Beeinträchtigungen und Entwicklung einer Lösung mit den zuständigen Fachbe-

hörden; Dokumentation des Ist-Zustandes, Bauablaufes und der Rekultivierung. 

Für alle Aufgaben, die weitergehendes artschutzfachliches oder umweltfachliches Spezial-

wissen erfordern, sind Artspezialisten bzw. entsprechendes Fachpersonal hinzuzuziehen. 

 

Nachweis: 

Vor Beginn von Bau-, Abriss- oder Sanierungsarbeiten ist dem Stadtentwicklungsamt unauf-

gefordert die Beauftragung der Ökologischen Baubegleitung nachzuweisen (Vertrag). 

 

(2)  Baumschutz (V CEF 2)  

Im Rahmen der Ökologischen Baubegleitung (ÖBB) sind vor Beginn der Bauarbeiten und 

evtl. erforderlicher Fällungen Maßnahmen zum Schutz der zu erhaltenden Gehölze in unmit-

telbarer Nähe zum Baubereich und den Baustelleneinrichtungsflächen zu konkretisieren. Ge-

eignete Maßnahmen (Stamm-, Wurzel- und Kronenschutz) zum Schutz der Bestandsbäume 

gemäß DIN 18920 und „Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei 

Baumaßnahmen“ (R SBB) sind zu ergreifen. Der Baumschutz ist vor Baubeginn umzuset-

zen, bauzeitlich zu unterhalten und nach Bauabschluss zu beräumen. Als Schutzbereich gilt 

die Bodenfläche unter der Krone von Bäumen (Kronentraufe) zuzüglich 1,5 m nach allen Sei-

ten. Schutzbereiche, die nicht überfahren werden dürfen, auf denen kein Material gelagert 

werden darf, keine Bodenaufschüttungen und -abgrabungen stattfinden dürfen, sind zu mar-

kieren. Die Einhaltung der Schutzmaßnahmen ist durch die ÖBB zu begleiten und zu kontrol-

lieren. 

 

(3)  Bauzeitenregelungen und Baumfälltermine (V CEF 3) 

Bauliche Maßnahmen, einschließlich der Baufeldfreimachung, sind außerhalb der Brutzeit, 

also nicht zwischen dem 1. März und dem 30. September (Vogelschutzzeit, BNatSchG) 

durchzuführen. Maßnahmen, die nicht innerhalb des "sicheren“ Zeitfensters von Mitte Sep-

tember bis 1. März abgeschlossen werden können, sollten möglichst innerhalb dieses Zeit-

fensters - und damit außerhalb der Brutzeit der Vögel - beginnen. Ist dies nicht möglich oder 

kommt es zu längeren Unterbrechungen des Baugeschehens, ist eine vorherige Kontrolle 

auf das Vorhandensein von Fortpflanzungsstätten geschützter Tiere durch die ÖBB durchzu-

führen.  

Müssen geschützte Bäume entnommen werden, sind im Zuge der Ausführungsplanung ent-

sprechende Fällanträge an die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Barnim zu stel-

len. Die Fällung – auch kleinerer Bäume – und Gehölzrückschnitte müssen im Zeitraum 

1.10.-28.2. erfolgen. 
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(4)  Vermeidung von Tierfallen (V CEF 4) 

Potenzielle Einflugöffnungen am Gebäude sollten außerhalb der Brutzeit (Mitte September 

bis 1. März) und nach vorheriger Kontrolle durch die ÖBB, durch die ÖBB verschlossen bzw. 

durch Gitter gesichert werden.  

 

(5)  Insektenschutz (V CEF 5) 

Jährlich ist eine Ansiedlung von Hornissen möglich. Ist dies der Fall und muss im entspre-

chenden Areal gebaut werden, dürfen die Tiere nicht gefangen oder getötet und ihre Nester 

nicht bekämpft werden. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Genehmigung durch die untere 

Naturschutzbehörde und Umsiedlungen dürfen nur durch befugte Fachleute / -firmen erfol-

gen. 

Auch eine Ansiedlung von Ameisen der Gattung Formica kann erfolgen. Entsprechende 

Neststandorte / Völker sind zu sichern oder, wenn ihr Schutz nicht anders möglich, umzusie-

deln. Eine Ausnahme zur Umsiedlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die untere 

Naturschutzbehörde. Eine Ameisenumsiedlung sollte im März-Mai durch einen Mitarbeiter 

der Ameisenschutzwarte Brandenburg e. V. oder qualifizierten Artspezialisten erfolgen. 

 

(6)  Gesetzlich geschützte Pflanzen (VCEF 6)  

Die Breitblättrige Stendelwurz (Epipactis helleborine) ist besonders geschützt. Die Art ist in 

der weiteren Umgebung zerstreut und meist in kleinen Populationen anzutreffen, aber insge-

samt nicht häufig. Sie besiedeln in der Umgebung gerne leicht ruderal geprägte und halb be-

schattete Standorte in Waldnähe. Das Exemplar der Stendelwurz (Epipactis helleborine) ist – 

wenn es nicht an Ort und Stelle geschützt werden kann - innerhalb des Flurstücks an einen 

weniger frequentierten, aber halbschattigen Standort am Gehölzrand ohne starke gras- und 

krautartige Konkurrenz durch die ÖBB zu verpflanzen. 

 

(7)  Baum-Ersatzpflanzungen (A CEF 1) 

Werden geschützte Bäume entnommen, sind diese zu ersetzen. Nach § 7 Abs. 3a der Barni-

mer Baumschutzverordnung (BarBaumSchV) i. V. m. § 40 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind Bäume einer gebietseigenen, standortgerechten Art zu pflanzen. Nur wenn 

keine Ersatzpflanzung möglich ist, kann nach § 7 Abs. 4 BarBaumSchV auch eine Aus-

gleichszahlung je Ersatzbaum erfolgen.  

Die Realisierung der Bepflanzungen (einschließlich Nachpflanzungen) soll spätestens zwei 

Vegetationsperioden nach Bauabschluss abgeschlossen und im Bestand gesichert sein. 

Weiterhin ist die regelmäßige Pflege des gesamten Gehölzbestandes vom Eigentümer bzw. 

Bauherren zu veranlassen, so dass die dauerhafte Erhaltung der Bestände gesichert ist. Die 

Gehölze sind bei Abgang zu ersetzen. 

 

(8)  Ersatz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Brutvögeln (A CEF 2) 

Beim Verlust von potenziellen Höhlenbrüter- und Nischenbrüter-Brutplätzen sind diese durch 

artspezifische Nisthilfen im Verhältnis 1:3 am Gebäude oder angrenzenden Gebäuden oder 

am angrenzenden Baumbestand unter fachlicher Begleitung der ÖBB zu ersetzen. 
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Bei Eingriffen am Objekt oder auch Umnutzung und dem daraus resultierenden Verlust des 

Hausrotschwanz-Brutplatz ist Ersatz im Verhältnis 1:3 zu leisten. Also die Installation von 

drei artspezifischen Nischenbrüter-Kästen an der Fassade des Objekts oder angrenzender 

Gebäude. 

 

Bei Eingriffen in den Baumbestand und dem daraus resultierenden Verlust oder der Abwer-

tung des Blaumeisen-Reviers, ist Ersatz im Verhältnis 1:3 zu leisten, also die Installation von 

drei artspezifischen mardersicheren Kleinmeisen-Kästen am angrenzenden Baumbestand (z. 

B. M2-27 (Hasselfeld), Typ 1b 26 mm, 2GR – 27 mm mit Räuberschutz (Schwegler)). Wenn 

keine geeigneten (vitale, frei anfliegbare) Bäume zur Verfügung stehen, können die Meisen-

Kästen auch an der Fassade des Objekts installiert werden. 

 

Die Installation ist vor Beginn der Bau- und Sanierungsmaßnahmen (ohne Time-Lag-Effekt) 

und vor dem 1. März (vor Beginn der Brutzeit) umzusetzen.  

Die Nistkästen sind im Winterhalbjahr zu reinigen. Bei den im Gehölzbestand installierten 

Kästen müssen wegen des Dickenwachstums der Bäume nach 4-5 Jahren die Aluminiumnä-

gel etwas herausgezogen oder die Aufhängung erneuert werden. 

 

Nachweise: 

Die fachgerechte Installation der Nistkästen ist dem Stadtentwicklungsamt unaufgefordert in-

nerhalb von vier Wochen anzuzeigen (Fotos, Lageplan). Außerdem ist ein Nachweis zu er-

bringen, dass die Betreuung und Reinigung der Kästen, für einen Zeitraum von 10 Jahren 

gesichert ist (z.B. Vertrag mit Dienstleister). 

 

 

§ 4 

Vertragsstrafe 

 

Bei Nichteinhaltung der sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen kann die Stadt, 

differenziert nach der Art des Pflichtverstoßes eine Vertragsstrafe fordern. Sollte nach schrift-

licher Aufforderung durch die Stadt und gesetzter Frist von 4 Wochen der Investor der Ver-

tragserfüllung nicht nachgekommen sein, ist die Stadt berechtigt, folgende Vertragsstrafen 

zu fordern: 

-Verstoß gegen § 3 (8): 500 Euro je nicht installierten Nistkasten. 

 

 
§ 5 

Haftungsausschluss der Stadt 

 

(1) Aus diesem Vertrag entsteht der Stadt keine Verpflichtung zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans. Eine Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen des Investors, die dieser im 

Hinblick auf die Aufstellung der Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 
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(2) Für den Fall der Aufhebung der Satzung (§ 12 Abs. 6 BauGB) können Ansprüche gegen 

die Gemeinde nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch für den Fall, dass sich die Nich-

tigkeit des Bebauungsplans im Verlauf eines gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt. 

 

 

§ 6 

Vertragsänderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 

(1) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-

form. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Stadt und der 

Investor erhalten je eine Ausfertigung. 

 

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Rege-

lungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestim-

mungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und wirt-

schaftlich entsprechen. 

 

 

§ 7 

Wirksamwerden, Kündigung 

 

(1) Der Vertrag wird mit rechtsgültiger Unterzeichnung durch die Vertragspartner wirksam. 

 

(2) Beide Parteien können den Vertrag durch schriftliche Erklärung kündigen, wenn die Sat-

zung über den Bebauungsplan Nr. 401 „TGE-InnoZent“ nicht beschlossen, aufgehoben oder 

für unwirksam erklärt wird. 

 

 

 

(Ort, Datum)      (Ort, Datum) 

 

 

Für die Stadt      Für den Investor 

 

 

 

 

___________________________________ ___________________________________ 

Götz Herrmann     Bernd Skudelny 

Bürgermeister      Geschäftsführer 
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Anlage 1 

Vertragsgebiet zum Städtebaulichen Vertrag Nr. 61-2026-20 
zum Bebauungsplan Nr. 401 "TGE-InnoZent" ±



Anlage 2
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